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Erste globale Regelungen der UNECE zu automatisierten Fahrsystemen

Die UNECE hat im Juni 2026 erstmals ein weltweites Regelungsregime für automatisierte Fahrsysteme (ADS) 
erlassen. Die Regelungen enthalten detaillierte technische Anforderungen an ADS und treiben die weltweite 
Harmonisierung der Zulassung automatisierter Fahrzeuge voran, was den grenzüberschreitenden Handel und 
Verkehr fördert. Trotz dieses Durchstoßes fehlen bislang globale Regelungen für die betrieblichen Abläufe. Daher 
werden nationale Vorschriften über die Zulassung und den Betrieb von Fahrzeugen mit ADS zunächst weiterhin 
Bestand haben.

In June 2026, the UNECE adopted the world’s first regulatory framework for automated driving systems (ADS). 
The regulations set out detailed technical requirements for ADS and forward the global harmonising of type-
approval for automated vehicles, which promotes cross-border trade and transport. Despite this breakthrough, 
global regulations governing operational procedures are still lacking. Consequently, national regulations on the 
approval and operation of vehicles equipped with ADS will remain in force for the time being.
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I. Einleitung

1 connected automated driving Europe, UNECE GRVA Adopts Draft Global Regulation on Automated Driving Systems, 13.2.2026, abrufbar unter: 
https://unece.org/transport/road-transport/working-party-automatedautonomous-and-connected-vehicles-introduction; UNECE, (WP.29/
GRVA) Working Party on Automated/Autonomous and Connected Vehicles (24th session), 19.-23.1.2026, abrufbar unter: https://unece.org/
info/events/event/408709.

2 UNECE, UNECE adopts first-ever global rules allowing fully autonomous vehicles, 24.6.2026, abrufbar unter: https://unece.org/media/
transport/Vehicle-Regulations/press/414913.

3 UNECE, Transport – About us, abrufbar unter: https://unece.org/transport/about-us.

4 Präambel der Special Resolution No. 1 concerning the Common Definitions of Vehicle Categories, Masses and Dimen-sions (S.R.1), abrufbar 
unter: https://digitallibrary.un.org/record/556659?v=pdf.

5 Bundesministerium für Verkehr, Internationale Harmonisierung der technischen Vorschriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger, 12.1.2026, 
abrufbar unter: https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-technischen-
vorschriften-fuer-kraftfahrzeuge.html.

6 Botsch/Huber, Expected impact of the deployment of Automated Vehicles in the EU, S. 11.

7 Botsch/Huber, Expected impact of the deployment of Automated Vehicles in the EU, S. 11.

8 UNECE, UN announces a global regulation to facilitate safe introduction of self-driving vehicles on public roads worldwide, 6.2.2026, 
abrufbar unter: https://unece.org/sustainable-development/press/un-announces-global-regulation-facilitate-safe-introduction-self.

Im Bereich des automatisierten Fahrens bestehen weltweit ver-
schiedene Regelungsregime bezüglich der technischen Anfor-
derungen, der Genehmigungserteilung, der betrieblichen An-
forderungen und der Haftungsregulatorik. Ende Januar 2026 
hat die Arbeitsgruppe für automatisierte, autonome und ver-
netzte Fahrzeuge (groupe des rapporteurs véhicules automa-
tisés, GRVA) der UN-Wirtschaftskommission (United Nations 
Economic Commission for Europe, UNECE) den Entwurf für 
eine globale technische Regulierung (Global Technical Regula-
tion, GTR) für automatisierte Fahrsysteme (Automated Driving 
Systems, ADS)“ und einen parallelen Entwurf für eine UN-Re-
gelung zu ADS verabschiedet.1 Diese Entwürfe wurden vom 
UNECE World Forum for Harmonization of Vehicle Regulations 
(WP.29) auf seiner Tagung am 24. Juni 2026 angenommen und 
sollen Anfang August in Kraft treten.2

Die UNECE ist eine von fünf regionalen Kommissionen der Ver-
einten Nationen.3 Mit der neuen Regelungen zu ADS verfolgt 
die UNECE ihr erklärtes Ziel weiter, den Handel mit Fahrzeu-
gen, Fahrzeugausrüstung und Fahrzeugteilen zwischen den 
Vertragsparteien zu erleichtern.4 Denn einheitliche Vorschrif-
ten im Bereich der Fahrzeugtechnik sind von hoher wirtschaft-
licher Bedeutung für den Handel im Bereich der Automobil- 
und Zulieferindustrie in Europa und auf der ganzen Welt.5

Die nun erlassenen Regelungen stellen die erste globale Re-
gulierung für ADS dar. Als Kernelemente enthalten sie ein 
Sicherheitsmanagementsystem, die Überwachung und 
Berichterstattung im Betrieb, einen strukturierten Sicher-
heitsnachweis, ein Datenspeichersystem für automatisier-
tes Fahren sowie den Nachweis über die Glaubwürdigkeit 
der Testmethoden.6

Außerdem muss das ADS ein hohes Maß an Verkehrssicher-
heit gewährleisten. Dies soll durch verschiedene Erforder-
nisse an das ADS sichergestellt werden: Das System muss den 
Maßstab eines sorgfältigen menschlichen Fahrers erreichen, 
kritische Funktionen wie Längs- und Quersteuerung und Ob-
jekterkennung müssen vorhanden sein, das System muss im 
Falle seines Ausfalls einen Zustand mit minimalem Unfallrisi-
ko erreichen können und es ist ein mehrsäuliger Bewertungs-
ansatz aus virtuellen Tests, Streckentests und Tests im realen 
Betrieb vorgesehen.7

Diese Maßnahmen sollen dazu führen, dass Innovationen im 
Bereich des automatisierten Fahrens gefördert werden und 
gleichzeitig das Vertrauen der Bevölkerung als Voraussetzung 
für die Akzeptanz und Zulassung gestärkt wird.8

II. Regelungsinhalt

Die neue GTR zu ADS regelt in ihren sechs Ziffern den Anwen-
dungsbereich, verschiedene Begriffsbestimmungen, allgemei-
ne Anforderungen, sowie Anforderungen an das ADS, den Her-
steller und an die Konformitätsprüfung durch die Behörden.

Die parallele UN-Regelung ist inhaltlich weitestgehend 
deckungsgleich, enthält jedoch zusätzliche Regelun-
gen betreffend die Genehmigung und den Umgang mit 
den Genehmigungsbehörden.
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1. Anwendungsbereich

9 Ziff. 1.1. der GTR.

10 Ziff. 1.1. der UN-Regelung.

11 Ziff. 1.2. der UN-Regelung.

12 Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. a und lit. b VO (EU) 2018/858.

13 Art. 4 Abs. 2 lit. f und lit. g VO (EU) 168/2013.

14 Ziff. 2.1. der GTR bzw. der UN-Regelung.

15 Ziff. 2.3. der GTR bzw. der UN-Regelung.

16 Ziff. 2.5.1. und 2.5.2. der GTR bzw. der UN-Regelung.

17 Ziff. 2.3.1. bis 2.3.4. der GTR bzw. der UN-Regelung.

18 Ziff. 2.5.3 und 2.3.5. der GTR bzw. der UN-Regelung.

19 connected automated driving Europe, UNECE GRVA Adopts Draft Global Regulation on Automated Driving Systems, 13.2.2026, abrufbar unter: 
https://unece.org/transport/road-transport/working-party-automatedautonomous-and-connected-vehicles-introduction.

Der Anwendungsbereich der GTR erstreckt sich auf automati-
sierte Fahrzeuge der Kategorien 1 und 2.9 Die Kategorien be-
stimmen sich nach der Special Resolution No. 1 concerning 
the Common Definitions of Vehicle Categories, Masses and 
Dimensions (S.R.1). Ein Fahrzeug der Kategorie 1 ist demnach 
ein Kraftfahrzeug mit vier oder mehr Rädern, das in erster Linie 
für die Beförderung von Personen ausgelegt und gebaut ist. Die 
Kategorie 2 erfasst Kraftfahrzeuge mit vier oder mehr Rädern, 
die in erster Linie für die Beförderung von Gütern konstruiert 
und gebaut wurden.

Der Anwendungsbereich der UN-Regelung erfasst die Typge-
nehmigung von Fahrzeugen der Klassen M, N, L6 und L7 hin-

sichtlich ihrer automatisierten Fahrsysteme.10 ADS-Merkma-
le, die nach der UN-Regelung Nr. 157 als Spurhalteassistenten 
(Automated Lane-Keeping System, ALKS) genehmigt wurden, 
werden grundsätzlich nicht erfasst.11

Fahrzeugklasse M umfasst vorwiegend Kraftfahrzeuge, die 
für die Beförderung von Personen und deren Gepäck ausge-
legt und gebaut sind, während Fahrzeugklasse N vorwiegend 
Kraftfahrzeuge beinhaltet, die für die Beförderung von Gütern 
ausgelegt und gebaut sind.12 Fahrzeuge der Klasse L6 und L7 
erfassen leichte und schwere vierrädrige Kraftfahrzeuge für 
die Beförderung von Gütern oder Personen sowie Straßen- 
oder Gelände-Quads.13

2. Begri�sbestimmungen

Ziffer 2. der GTR und auch der UN-Regelung zu ADS enthalten 
jeweils ein umfangreiches Repertoire an Begriffsbestimmun-
gen. Danach bezeichnet ein ADS die Fahrzeug-Hardware und 
-Software, die zusammen in der Lage sind, die gesamte dyna-
mische Fahraufgabe (Dynamic Driving Task, DDT) dauerhaft 
auszuführen.14 Unter der DDT versteht man die für den Betrieb 
des Fahrzeugs erforderlichen operativen und taktischen Funk-
tionen in Echtzeit.15

Die operative Funktion bezeichnet die Fähigkeit, die Bewegung 
des Fahrzeugs in Echtzeit zu steuern während die taktische 
Funktion die Fähigkeit erfasst, die Umgebung des Fahrzeugs 

wahrzunehmen und die Planung, Entscheidung und Ausfüh-
rung von Manövern in Echtzeit zu steuern, einschließlich der 
Sichtbarkeit des Fahrzeugs und seiner Bewegung.16 Operative 
und taktische Funktionen lassen sich in die Kategorien der Er-
fassung und Wahrnehmung, der Planung und Entscheidung 
sowie der Kontrolle einteilen.17

Eine strategische Funktion bezeichnet die Fähigkeit, Befehle, 
Anweisungen oder Leitlinien zur Ausführung durch ein ADS zu 
erteilen (wie die Festlegung des Startpunkts oder des Ziels) und 
ist bei der DDT ausgeschlossen.18

3. Allgemeine Anforderungen

Nach Ziffer 3. der GTR bzw. Ziff. 5 der UN-Regelung muss 
das Sicherheitsniveau des ADS mindestens dem eines 
kompetenten und vorsichtigen menschlichen Fahrers 
entsprechen und darf keine unangemessenen Risiken 

bergen. Diese Voraussetzung ist zentral für die neuen Rege-
lungen und soll ein hohes Maß an Sicherheit bei automati-
sierten Fahrzeugen für die Fahrzeuginsassen und die übrigen 
Verkehrsteilnehmenden gewährleisten.19
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4. Anforderungen an das ADS

20 Ziff. 4.1.1. de GTR bzw. Ziff. 6.1.1. der UN-Regelung.

21 Ziff. 2.12. de GTR bzw. der UN-Regelung.

22 Eine „normale Situation“ stellt nach Ziff. 2.34.1 der GTR bzw. der UN-Regelung eine Fahrsituation, die weder eine kritische noch eine 
Ausfallsituation ist.

23 Ziff. 4.1.2. der GTR bzw. Ziff. 6.1.2. der UN-Regelung.

24 Eine „Kritische Situation“ bezeichnet nach Ziff. 2.34.2 der GTR- bzw. der UN-Regelung eine Fahrsituation, die ein sofortiges Eingreifen des 
ADS erfordert, um das Risiko eines Unfalls zu vermeiden oder zu mindern, der zu negativen Folgen für die menschliche Gesundheit oder zu 
Sachschäden führen könnte.

25 Ziff. 4.1.3. der GTR bzw. Ziff. 6.1.3. der UN-Regelung.

26 Ziff. 2.20 der GTR bzw. der UN-Regelung.

27 Eine „Fehlersituation“ bezeichnet gemäß Ziff. 2.34.3. der GTR- bzw. der UN-Regelung eine Fahrsituation, in der ein Fehler die Fähigkeit des 
ADS beeinträchtigt, die gesamte DDT auszuführen.

28 Ziff. 4.1.4. der GTR bzw. Ziff. 6.1.4. der UN-Regelung.

29 Ziff. 4.1.5. der GTR bzw. Ziff. 6.1.5. der UN-Regelung. Darunter versteht man ein vom System initiiertes Deaktivierungsverfahren oder ein ADS-
gesteuertes Verfahren, um das Fahrzeug in einen MRC zu versetzen; vgl. Ziff. 2.15. der GTR bzw. der UN-Regelung.

30 Bei diesem ADS-Merkmal benötigt das ADS keinen Fallback-Benutzer für das Fallback in den MRC; vgl. Ziff. 2.6.2 der GTR bzw. der 
UN-Regelung. Fallback-Benutzer bezeichnet einen Insassen, der dazu bestimmt ist, die DDT im Rahmen einer ADS-Fallback-Reaktion 
auszuführen; vgl. Ziff. 2.14.3. der GTR bzw. der UN-Regelung

31 Ziff. 4.1.5.4. und 4.1.6.1. der GTR bzw. Ziff. 6.1.5.4. und 6.1.6.1. der UN-Regelung.

32 Ziff. 2.17. der GTR- bzw. der UN-Regelung.

33 Ziff. 4.1.6.1. der GTR bzw. Ziff. 6.1.6.1. der UN-Regelung.

34 Bei diesem ADS-Merkmal benötigt das ADS für das Fallback in den MRC einen Fallback-Benutzer; vgl. Ziff. 2.6.1. der GTR bzw. der UN-
Regelung.

35 Ziff. 2.16. der GTR bzw. der UN-Regelung.

36 Ziff. 4.1.6.2. der GTR bzw. Ziff. 6.1.6.2. der UN-Regelung.

37 Ziff. 4.2. der GTR bzw. Ziff. 6.2. der UN-Regelung.

Die einzelnen technischen Anforderungen an das ADS sind in 
Ziffer 4. der GTR bzw. der parallelen Ziff. 6. der UN-Regelung 
enthalten. Zentral ist dabei insbesondere die Voraussetzung, 
dass das ADS in der Lage sein muss, die gesamte dynamische 
Fahraufgabe innerhalb des Operational Design Domain 
(ODD) auszuführen.20 Die ODD definiert, unter welchen Be-
dingungen ein ADS-Merkmal betrieben werden darf.21

Dazu werden Anforderungen an die Leistung des ADS in ver-
schiedenen Situationen gestellt: In „normalen Situationen“22 
soll das ADS etwa Kollisionen vermeiden, Risiken erkennen, 
sein Fahrverhalten an erkannte Risiken anpassen, Störungen 
des Verkehrsflusses vermeiden, die Verkehrsregeln einhalten 
und sicher mit anderen Verkehrsteilnehmenden interagieren.23 
In „kritischen Situationen“24 soll das ADS darüber hinaus im 
Falle einer unvermeidbaren Kollision den Schaden minimieren 
und das Fahrzeug in einen risikominimalen Zustand verset-
zen.25 Der risikominimale Zustand (Mitigated Risk Condition, 
MRC) beschreibt einen stabilen und angehaltenen Zustand des 
Fahrzeugs, bei dem das Unfallrisiko verringert wird.26 In „Feh-
lersituationen“,27 in denen die DDT aufgrund von Mängeln, 
Fehlfunktionen und Anomalien beeinträchtigt wird, muss das 
ADS dies erkennen und entweder Ausweichreaktionen ausfüh-
ren und die betroffenen Merkmale untersagen oder die Leistung 
anpassen, sofern der weitere Betrieb sicher möglich ist; zudem 
muss eine ferngesteuerte Beendigung des ADS möglich sein.28

Darüber hinaus muss das ADS für seine jeweiligen Merkmale 
die Bedingungen und Grenzen der ODD erkennen. Dabei muss 
es in der Lage sein zu realisieren, wann die Bedingungen für die 
Aktivierung eines jeden Merkmals erfüllt sind oder wann diese 
verhindert werden muss. Sollten eine oder mehrere ODD-Be-
dingungen eines Merkmals nicht erfüllt sein, muss das ADS 
eine „Fallback-Reaktion“ ausführen.29 Bei einem ADS-Merk-
mal vom Typ 2 (ADS-feature of type 2, ADSF-230 besteht die 
Fallback-Reaktion darin, das Fahrzeug an einem sicheren Ort 
in einen MRC zu versetzen.31 Dabei kann das ADS eine vom Be-
nutzer initiierte Deaktivierung, also der Übertragung der Aus-
führung der DDT von einem ADS-Merkmal auf den Benutzer,32 
zulassen, um das Fallback in den MRC zu unterbrechen.33 Bei 
einem ADS-Merkmal vom Typ 1 (ADSF-1)34 muss das ADS das 
Fallback in einen MRC dann ausführen, wenn es nicht möglich 
war, einen vom System initiierten Deaktivierungsvorgang, also 
die Übertragung der Ausführung der DDT von einem ADSF-1 
auf einen Fallback-Benutzer,35 abzuschließen. Während des 
Fallbacks in den MRC darf der Benutzer die Deaktivierung des 
ADS initiieren.36

Weiter enthalten die GTR bzw. UN-Regelungen Anforderungen 
an die Interaktionen zwischen dem ADS und seinen Benut-
zern.37 So müssen beispielsweise sicherheitsrelevante Informa-
tionen und Signale klar, eindeutig und bei Bedarf multimodal 
ausgestaltet sein, das ADS muss den Beginn eines Fallbacks in 
den MRC anzeigen und die Türen müssen von den Nutzenden 
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im Notfall übersteuerbar sein.38 Für den Fall, dass ein Benut-
zer die Ausführung der DDT übernehmen kann, muss unter 
anderem die manuelle Steuerung während der Aktivierung 
eines ADS-Merkmals deaktiviert sein und der Missbrauch so-
wie Bedienungsfehler durch den Benutzer müssen verhindert 
werden.39In dem Fall, in dem der Benutzer die Ausführung der 
DDT nicht übernehmen kann, müssen Fahrgäste unter ande-
rem das Anhalten des Fahrzeugs verlangen können und die ma-
nuelle Fahrzeugsteuerung darf die Ausführung der DDT durch 
das ADS nicht unbeabsichtigt beeinflussen können.40

Eine weitere wichtige Anforderung stellt die Pflicht zur Ausstat-
tung des ADS mit einem Datenspeichersystem für automati-
siertes Fahren (Data Storage Systems for Automated Driving, 
DSSAD) dar.41 Das DSSAD bezeichnet die Fähigkeit, Daten über 

38 Ziff. 4.2.1. der GTR bzw. Ziff. 6.2.1. der UN-Regelung.

39 Ziff. 4.2.2. der GTR bzw. Ziff. 6.2.2. der UN-Regelung.

40 Ziff. 4.2.3. der GTR bzw. Ziff. 6.2.3. der UN-Regelung.

41 Ziff. 4.3.1 der GTR bzw. Ziff. 6.3.1. der UN-Regelung.

42 Ziff. 2.11. der GTR bzw. der UN-Regelung.

43 Anhang 6 Ziff. 2.1., 5. der GTR bzw. Anhang 8 Ziff. 2.1., 5. der UN-Regelung.

44 Ziff. 4.3.2. der GTR bzw. Ziff. 6.3.2. der UN-Regelung.

45 Ziff. 4.3.3. und 4.3.4. der GTR bzw. Ziff. 6.3.3. und 6.3.4. der UN-Regelung; weitere Anforderungen an das ADS ergeben sich aus den Ziff. 4.3.5. 
bis 4.3.9 der GTR bzw. Ziff. 6.3.5. bis 6.3.9. der UN-Regelung.

46 Ziff. 5.1.1. der GTR bzw. Ziff. 7.1.1. der UN-Regelung.

47 Ziff. 2.27. der GTR bzw. der UN-Regelung.

48 Ziff. 5.1.2. der GTR bzw. Ziff. 7.1.2. der UN-Regelung.

49 Ziff. 5.1.3. der GTR bzw. Ziff. 7.1.3. der UN-Regelung.

50 Ziff. 5.1.4. der GTR bzw. Ziff. 7.1.4. der UN-Regelung.

51 Ziff. 5.1.5. der GTR bzw. Ziff. 7.1.5. der UN-Regelung.

52 Ziff. 5.1.6. der GTR bzw. Ziff. 7.1.6. der UN-Regelung.

53 Ziff. 5.1.7. der GTR bzw. Ziff. 7.1.7. der UN-Regelung.

54 Ziff. 5.1.8. der GTR bzw. Ziff. 7.1.8. der UN-Regelung; connected automated driving Europe, UNECE GRVA Adopts Draft Global Regulation on 
Automated Driving Systems, 13.2.2026, abrufbar unter: https://unece.org/transport/road-transport/working-party-automatedautonomous-

die Sicherheitsleistung des ADS eines Fahrzeugs aufzuzeichnen 
und zu speichern.42 Es muss bestimmte Datenelemente wäh-
rend der Nutzung des ADS erfassen und speichern, beispiels-
weise die Aktivierung und Deaktivierung des ADS, Beginn und 
Ende eines Notfallmanövers eine erkannte Störung, die die Fä-
higkeit des ADS zur Durchführung der DDT beeinträchtigt.43

Zum Schutz des ADS vor Cyberbedrohungen muss der Herstel-
ler zudem Prozesse zum Cybersicherheits-Management in den 
Phasen der Entwicklung, Produktion und Inbetriebnahme do-
kumentieren, implementieren und beschreiben.44 Außerdem 
muss das ADS sichere Software-Updates unterstützen und es 
muss vor unbefugtem Zugriff und Änderungen der ADS-Merk-
male und Funktionen geschützt sein.45

5. Anforderungen an den Hersteller

Ziffer 5 der GTR bzw. die parallele Ziff. 7 der UN-Regelung ent-
halten zahlreiche Anforderungen an den Hersteller. Die wohl 
wichtigste unter ihnen ist die Pflicht des Herstellers zur Er-
richtung, Implementierung und Dokumentation eines lebens-
zyklusbasierten Sicherheitsmanagementsystems (Safety 
Management System, SMS).46 Das SMS bezeichnet einen sys-
tematischen Ansatz des Sicherheitsmanagements, der organi-
satorische, menschliche und technische Faktoren umfasst und 
integriert.47 Dazu gehört eine Sicherheitsstrategie, die zum Bei-
spiel die Darstellung der Ziele und Vorgaben, den Nachweis der 
Einhaltung bestimmter technischer Standards und ein Quali-
tätsmanagement umfasst.48 Außerdem muss das SMS ein Risi-
komanagement zur Identifizierung, Bewertung und Minderung 
organisatorischer, menschlicher und technischer Risiken nach 
ISO-Standards enthalten.49 Der Hersteller muss zudem Sicher-
heitsgewährleistungen treffen, etwa durch die Durchführung 
interner und externer Audits, Prozesse zur Sicherstellung der 
Einhaltung der Sicherheitsmaßnahmen oder der Definition 

geeigneter Leistungskennzahlen (Key Performance Indicators, 
KPIs), um die Wirksamkeit des SMS während des gesamten 
Lebenszyklus zu messen.50 Zum Zweck der Sicherheitsförde-
rung muss der Hersteller unter anderem effektiv zu Sicher-
heitsfragen kommunizieren und Schulungspläne einführen.51 
Für das erforderliche Management von Konstruktion und Ent-
wicklung der Fahrzeuge muss das SMS unter anderem Nach-
weise für die Umsetzung der Sicherheitspolitik in der Kons-
truktions- und Entwicklungsphase enthalten.52 Ein weiterer 
Teil des SMS ist das Produktionsmanagement, wonach etwa 
eine Pflicht zur Festlegung und Dokumentation des Produk-
tionsprozesses im SMS besteht.53 Das Sicherheitsmanagement 
nach der Inbetriebnahme verlangt vom Hersteller unter ande-
rem, dass er ein strukturiertes Überwachungs- und Berichts-
regime (In-Service Monitoring und Reporting, ISMR) etabliert, 
mit dem er Daten sammelt, analysiert und speichert, kritische 
und signifikante Vorfälle meldet und so eine regulatorische 
Feedbackschleife erzeugt.54



Rechtliche Neuerungen im Bereich der Nutzung von Abwärme aus Rechenzentren

5

Neben dem SMS muss der Hersteller die Glaubwürdigkeit 
seiner Testmethoden nachweisen. Zu den Testmethoden ge-
hören virtuelle Tests, Streckentest und Praxistests.55 Bei 
den virtuellen Tests muss der Hersteller unter anderem nach-
weisen, dass die Simulations-Toolketten für virtuelle Tests ge-
eignet sind, indem er zeigt, dass sie bestimmte Anforderungen 
erfüllen.56 In Bezug auf die Streckentests muss dargelegt wer-
den, dass sie repräsentativen ODD-Bedingungen entsprechen 
und für die Praxistests muss der Nachweis erbracht werden, 
dass die Testumgebung realen Bedingungen entspricht und die 
Testgeräte regelmäßig inspiziert und gewartet werden.57

Zudem enthalten die Regelungen Anforderungen an einen Si-
cherheitsnachweis für das ADS.58 Der Sicherheitsnachweis 
bezeichnet eine strukturierte Dokumentation, die überzeu-
gend, verständlich und stichhaltig darlegt, dass das ADS die 
in den UN-Regelungen gestellten Anforderungen erfüllt und 
keine unangemessenen Risiken für die Nutzer des ADS-Fahr-
zeugs und andere Verkehrsteilnehmende birgt.59 Im Rahmen 
des Sicherheitsnachweises muss der Hersteller eine vollstän-

and-connected-vehicles-introduction.

55 Ziff. 5.2. der GTR bzw. Ziff. 7.2. der UN-Regelung.

56 Ziff. 5.2.1. der GTR bzw. Ziff. 7.2.1. der UN-Regelung.

57 Ziff. 5.2.2. und 5.2.3. der GTR bzw. Ziff. 7.2.2. und 7.2.3. der UN-Regelung.

58 Ziff. 5.3. der GTR bzw. Ziff. 7.3. der UN-Regelung.

59 Ziff. 2.32. der GTR bzw. der UN-Regelung.

60 Ziff. 5.3.1. und 5.3.2. der GTR bzw. Ziff. 7.3.1. und 7.3.2. der UN-Regelung; die UN-Regelung enthält zudem Anforderungen an das 
Sicherheitskonzept für den Fall, dass für das Fahrzeug auch die UN-Regelung Nr. 156 und 157 gilt.

61 Dies ist eine überprüfbare Aussage innerhalb eines Sicherheitsnachweises; Ziff. 2.32.2. der GTR bzw. der UN-Regelung.

62 Ein Argument bezeichnet eine schriftliche Erläuterung innerhalb eines Sicherheitsnachweises, die die logischen Zusammenhänge zwischen 
einer Behauptung und den Nachweisen für die Erfüllung dieser Behauptung darlegt, Ziff. 2.32.1. der GTR bzw. der UN-Regelung.

63 Ein Nachweis bezeichnet Material, das für die Demonstration der Gültigkeit einer Behauptung relevant ist, wie z. B. Ergebnisse physikalischer 
Tests, Simulationsergebnisse, Analysen mit unterstützenden Daten usw.; Ziff. 2.32.3. der GTR bzw. der UN-Regelung

64 Ziff. 5.3.3. der GTR bis Ziff. 7.3.3. der UN-Regelung.

65 Ziff. 5.3.3.9.1. der GTR bzw. Ziff. 7.3.3.9.1. der UN-Regelung.

66 Ziff. 5.3.4. der GTR bzw. Ziff. 7.3.4. der UN-Regelung.

67 Ziff. 5.4. der GTR bzw. Ziff. 7.4. der UN-Regelung.

68 Ziff. 5.5. der GTR bzw. Ziff. 7.5. der UN-Regelung.

69 Ziff. 6.1. der GTR.

70 Ziff. 76 der Begründung der GTR.

71 Ziff. 6.2. der GTR.

72 Ziff. 6.3. der GTR.

dige Systembeschreibung vorlegen und sein Sicherheitskon-
zept dokumentieren, welches unter anderem eine Gefahren-
analyse, verschiedene Szenarien sowie Prozesse, Strategien 
und Maßnahmen des ADS enthält.60 Der Sicherheitsnachweis 
muss Behauptungen,61 Argumente62 und Nachweise63 struk-
turiert dokumentieren, um zu belegen, dass das ADS keine 
unangemessenen Risiken für Nutzende und andere Verkehrs-
teilnehmende birgt.64 Bei für den Nachweis durchgeführte 
virtuelle Tests, Strecken-tests und Praxistests muss die Glaub-
würdigkeit der Testmethoden gegeben sein.65 Schließlich muss 
der Sicherheitsnachweis durch einen unabhängigen Prüfer 
getestet werden.66

Zur Gewährleistung der Sicherheit nach der Inbetriebnahme 
muss der Hersteller unter anderem Erstmeldungen, kurzfris-
tige Meldungen und regelmäßige Berichte zu sicherheitskri-
tischen Ereignissen an die zuständige Behörde übermitteln.67 
Außerdem muss der Hersteller dem Fahrzeughalter oder -be-
treiber den Umfang, den Zeitpunkt und die Häufigkeit von 
Wartungsarbeiten mitteilen.68

6. Konformitätsprüfungen

Ziffer 6. der GTR enthält Anforderungen an die Konformitäts-
prüfungen durch die zuständigen Behörden. Zum einen ist 
ein Audit des SMS vorgesehen, wobei überprüft wird, ob die 
Sicherheitspolitik, das Risikomanagement, die Sicherheits-
gewährleistung, die Sicherheitsförderung, die Konstruktions-, 
Entwicklungs- und Produktionsprozesse sowie die Prozesse 
nach der Bereitstellung und das ISMR geeignet sind und die An-
forderungen der GTR erfüllt werden.69 Das SMS-Audit soll der 
zuständigen Behörde die Feststellung ermöglichen, ob der Her-
steller robuste Prozesse zur Bewältigung von Sicherheitsrisiken 

und zur Gewährleistung der Sicherheit während des gesamten 
Lebenszyklus des ADS eingerichtet hat.70

Weiter sieht die GTR eine Bewertung der Testumgebungen 
vor.71 Diese umfasst eine Eignungsprüfung der virtuellen Test-
umgebung sowie den Nachweis, dass die Strecken- und Praxis-
tests entsprechend den Anforderungen durchgeführt wurden. 
Zudem hat eine Bewertung des Sicherheitsnachweises zu er-
folgen.72 Dabei wird der Inhalt auf Vollständigkeit, Robustheit 
und die Abdeckung der gesamten ODD überprüft, die Eignung 
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des Testansatzes wird validiert und ggf. können weitere Be-
stätigungstests durchgeführt werden. Schließlich enthält die 
GTR Anforderungen an die Sicherheitsbewertung nach der In-
betriebnahme des ADS.73

Auch die UN-Regelung enthält in Ziff. 8. inhaltlich weitgehend 
deckungsgleiche Vorgaben an die Konformitätsprüfung des 
SMS, der Testmethoden, der Praxistests und der Sicherheit nach 
der Inbetriebnahme. Diese Normen sind jedoch auf die Geneh-

73 Ziff. 6.4. der GTR.

74 Vgl. dazu unter III.

75 Ziff. 6.1.4. der GTR bzw. Ziff. 8.1.4. i.V.m. Ziff. 4.4.(a) der UN-Regelung.

76 Übereinkommen über die Annahme harmonisierter technischer Regelungen der Vereinten Nationen für Radfahrzeu-ge, 
Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können, und die Bedingungen für die 
gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Regelungen der Vereinten Nationen erteilt wurden – Revision 3.

77 Ziff. 3.2. der UN-Regelung.

78 Ziff. 3.3. der UN-Regelung.

79 Ziff. 4.1. der UN-Regelung.

80 Ziff. 4.5. der UN-Regelung.

81 Ziff. 4.6. der UN-Regelung.

migungsbehörde fokussiert, die die Einhaltung der Vorgaben 
der UN-Regelung überprüfen muss, während die GTR nicht ge-
nau konkretisiert, welche Institution die Prüfungen vornehmen 
muss. Die Unterschiede der beiden Regelungsansätze ergeben 
sich aus den unterschiedlichen völkerrechtlichen Verträgen, 
nach denen die GTR bzw. die UN-Regelung zu ADS jeweils er-
lassen wurden.74 Beide Regelungen legen jedoch fest, dass die 
Prüfung des SMS von Auditoren durchgeführt werden muss, die 
über die hierfür erforderlichen Kenntnisse verfügen.75

7. Zusätzliche Anforderungen der UN-Regelung

Die UN-Regelung zu ADS enthält darüber hinaus zusätzliche 
Anforderungen an die Genehmigung, das Verfahren und den 
Umgang mit den Genehmigungsbehörden.

Antrag auf Genehmigung

Zunächst normiert Ziffer 3 der UN-Regelung Anforderungen 
an den Antrag auf Genehmigungserteilung. Zum einen trifft 
den Hersteller schon vor Beantragung der Genehmigung eine 
Pflicht den Genehmigungsbehörden aller Vertragsstaaten des 
sog. Fahrzeugteileübereinkommens76 der UNECE aus dem Jahr 
1958, in deren Hoheitsgebiet Merkmale des ADS aktiv sein kön-
nen, Informationen zur Verfügung zu stellen über

• eine zentrale Anlaufstelle, um Informationen vom 
Hersteller anzufordern,

• die voraussichtliche Genehmigungsbehörde und den vom 
Hersteller beauftragten technischen Dienst sowie

• kurze Angaben zum ADS, seinen Merkmalen und der ODD.

Darüber hinaus bestimmt die UN-Regelung, dass der Antrag 
auf Genehmigung vom Hersteller einzureichen ist und, welche 
Unterlagen dem Antrag beizufügen sind.77

Schließlich muss der Hersteller in Fällen, in denen Informati-
onen nachweislich durch Rechte des geistigen Eigentums ge-
schützt sind oder spezifisches Know-how des Herstellers oder 
seiner Zulieferer darstellen, jedenfalls ausreichende Informati-
onen zur Verfügung stellen, damit die vorgeschriebenen Über-
prüfungen durchgeführt werden können; diese Informationen 
müssen vertraulich behandelt werden.78

Genehmigung

Ziffer 4 der UN-Regelung enthält Anforderungen an die Ge-
nehmigung. Danach erteilt die Genehmigungsbehörde die Typ-
genehmigung in Bezug auf ADS nur für diejenigen Fahrzeug-
typen, die die Anforderungen der UN-Regelung erfüllen; zuvor 
prüft sie mindestens mit Tests unter realen Bedingungen, ob 
der Hersteller die an ihn gerichteten Anforderungen erfüllt.79

Für den Fall, dass das ADS in mehreren Vertragsstaaten aktiv 
sein soll, muss die genehmigende Behörde die betroffenen Be-

hörden vorab informieren und deren Hinweise berücksichtigen, 
Änderungen oder Erweiterungen einer Genehmigung müssen 
mit den betroffenen Vertragsparteien abgestimmt werden und 
die Genehmigung muss nach der Erteilung bzw. Erweiterung in 
die UNECE-Datenbank DETA hochgeladen werden.80

Schließlich muss sichtbar und dauerhaft ein internationa-
les Genehmigungszeichen bei genehmigten Fahrzeugen 
angebracht werden.81
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Änderungen und Erweiterung der Typgenehmigung

82 Ziff. 9.1. der UN-Regelung.

83 Ziff. 9.2. der UN-Regelung.

84 Übereinkommen über die Festlegung globaler technischer Regelungen für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in 
Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können.

85 UNECE, Contracting Parties, abrufbar unter: https://unece.org/transport/contracting-parties.

86 Bundesministerium für Verkehr, Internationale Harmonisierung der technischen Vorschriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger, 12.1.2026, 
abrufbar unter: https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-technischen-
vorschriften-fuer-kraftfahrzeuge.html.

87 VDA, Wie die UNECE internationalen Handel erleichtert, abrufbar unter: https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie/standards-und-
normung/harmonisierung-von-zulassungsvoraussetzungen.

88 Stand: 27.7.2026; United Nations Treaty Collection, Status of 16. Agreement concerning the adoption of harmonized technical United Nations 
Regulations for wheeled vehicles, equipment and parts which can be fitted and/or be used on wheeled vehicles and the conditions for 
reciprocal recognition of approvals granted on the basis of these United Nations Regulations, abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/
ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XI-B-16&chapter=11&clang=_en.

89 Stand: 27.7.2026; UNECE, UN Regulations (Addenda to the 1958 Agreement), abrufbar unter: https://unece.org/un-regulations-addenda-
1958-agreement.

90 Hartwig, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.6.2 Rn. 76.

91 Vgl. dazu noch unter V.1.

92 Vgl. Art. 2 des Gesetzes zur Revision 3 des Übereinkommens vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften 
für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können, und die 
Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Vorschriften erteilt wurden.

Bestimmungen zum Verfahren bei Änderungen am Fahrzeugtyp 
sind in Ziffer 9. der UN-Regelung enthalten. Solche Änderungen 
müssen immer der Genehmigungsbehörde gemeldet werden, 
die dann zwischen einer Neuerteilung, einer Überarbeitung 

oder einer Erweiterung der Typgenehmigung entscheidet.82 
Mitteilungen über die Erteilung, Erweiterungen oder Ableh-
nung der Genehmigung sind an die anwendenden Vertragspar-
teien des Fahrzeugteileübereinkommens zu übermitteln.83

Weitere Regelungen

Die Ziffern 10. bis 14. der UN-Regelung enthalten verschiede-
ne weitere Anforderungen an das Genehmigungsverfahren 
und das Verhalten der Hersteller, wie das Recht zum Entzug 
der Genehmigung nach Ziffer 11., wenn die Konformität der 
Produktion oder die Anforderungen zur Sicherheit nach der 
Inbetriebnahme nicht erfüllt sind oder Anforderungen an die 

Konformitätsbescheinigung des SMS nach Ziffer. 14., etwa 
das Erfordernis der Antragstellung durch den Hersteller und 
seine Pflicht zur Meldung von Veränderungen am ADS bei 
der Genehmigungsbehörde.

III. Geltung im EU-Recht und im nationalen Recht

Obwohl die zuständigen Gremien der UNECE (WP.29 und die 
zuständigen Exekutivausschüsse) die UN-Regelung sowie die 
GTR zu ADS im Juni 2026 angenommen haben und diese An-
fang August 2026 in Kraft treten werden, gelten die Regelungen 
nicht automatisch in Deutschland oder der EU. Beide sind je-
doch Vertragsparteien des Fahrzeugteileübereinkommens und 
des globalen Übereinkommens für die technische Regulierung 
von Fahrzeugen (sog. Parallelübereinkommen)84 der UNECE.85

Nach dem Fahrzeugteileübereinkommen sollen einheitliche 
technische Zulassungsregeln für Fahrzeuge, Fahrzeugteile und 
Ausrüstungsgegenstände etabliert werden, die für die Ertei-
lung der Genehmigung eines Fahrzeugtyps in den Geltungs-
bereichen der Vertragsparteien maßgeblich sind.86 Das Über-
einkommen verfolgt das Verfahren der Typgenehmigung und 
der gegenseitigen Anerkennung: Bestätigt eine unabhängige 
Prüfinstitution die Einhaltung der UN-Regelungen durch den 

geprüften Fahrzeugtyp, stellt die zuständige Behörde eine Typ-
genehmigung aus, die von allen anwendenden Vertragspartei-
en der jeweiligen UN-Regelungen anerkannt wird.87 Dem Fahr-
zeugteileübereinkommen gehören derzeit 62 Vertragsparteien 
an, darunter die EU und Deutschland.88 Auf der Grundlage 
des Abkommens wurden inzwischen fast 180 UN-Regelungen 
verabschiedet,89 die überwiegend von einer Mehrheit der Ver-
tragsparteien angenommen wurden.90 Sofern die EU eine UN-
Regelung annimmt, bildet diese die Grundlage für EU-weite 
Fahrzeugzulassungen.91 Sollte die EU eine Regelung nicht an-
nehmen, kann Deutschland diese auf dem Verordnungsweg in 
nationales Recht umsetzen.92

Das Parallelübereinkommen wurde 1998 zum Zweck der welt-
weiten Harmonisierung fahrzeugtechnischer Vorschriften ver-
abschiedet, weil einige wichtige Staaten (etwa die USA) dem 
Fahrzeugteileübereinkommen nicht beitreten konnten, da 
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bei ihnen nicht das Typgenehmigungsverfahren gilt, sondern 
das Verfahren der Selbstzertifizierung.93 Im Rahmen des Par-
allelübereinkommens können die Vertragsparteien GTRs für 
Fahrzeuge, Fahrzeugteile und Ausrüstung entwickeln, die sie 
im Falle der Annahme durch den Exekutivausschuss selbst in 
nationales Recht umsetzen können, aber nicht müssen.94 Das 
Übereinkommen soll der Bedeutung einer zunehmenden An-
näherung technischer Regelungen für den internationalen 
Handelsverkehr, dem Angebot und der Erschwinglichkeit der 

93 Bundesministerium für Verkehr, Internationale Harmonisierung der technischen Vorschriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger, 12.1.2026, 
abrufbar unter: https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-technischen-
vorschriften-fuer-kraftfahrzeuge.html.

94 UNECE, Transport – Vehicle Regulations – FAQ, abrufbar unter: https://unece.org/transport/vehicle-regulations/faq#accordion_26_7_9_29.

95 Präambel des Übereinkommens über die Festlegung globaler technischer Regelungen für Radfahrzeuge, Ausrüs-tungsgegenstände und Teile, 
die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können.

96 Stand: 27.7.2026; United Nations Treaty Collection, Status of 32. Agreement concerning the Establishing of Global Technical Regulations for 
Wheeled Vehicles, Equipment and Parts which can be fitted and/or be used on Wheeled Vehicles, abrufbar unter: https://treaties.un.org/
Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XI-B-32&chapter=11&clang=_en.

97 Stand: 27.7.2026; UNECE: Global Technical Regulations (GTRs), abrufbar unter: https://unece.org/transport/standards/transport/vehicle-
regulations-wp29/global-technical-regulations-gtrs.

98 VDA, Wie die UNECE internationalen Handel erleichtert, abrufbar unter: https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie/standards-und-
normung/harmonisierung-von-zulassungsvoraussetzungen.

99 UNECE, Introduction to the (Draft) ADS regulation UNR and GTR, 4.6.2025, S. 4, abrufbar unter: https://unece.org/sites/default/
files/2025-06/ECE-TRANS-WP.1-S-June-18e.pdf.

100 Verordnung (EU) 2018/858 des europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 über die Genehmigung und die Marktüberwachung 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese 
Fahrzeuge, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhebung der Richtlinie 2007/46/EG, ABl. L 
151 vom 14.6.2018, S. 1.

101 Verordnung (EU) 2019/2144 des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 über die Typge-nehmigung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge 
im Hinblick auf ihre allgemeine Sicherheit und den Schutz der Fahrzeugin-sassen und von ungeschützten Verkehrsteilnehmern, zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2018/858 des Europäi-schen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 78/2009, 
(EG) Nr. 79/2009 und (EG) Nr. 661/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnungen (EG) Nr. 631/2009, (EU) Nr. 
406/2010, (EU) Nr. 672/2010, (EU) Nr. 1003/2010, (EU) Nr. 1005/2010, (EU) Nr. 1008/2010, (EU) Nr. 1009/2010, (EU) Nr. 19/2011, (EU) Nr. 
109/2011, (EU) Nr. 458/2011, (EU) Nr. 65/2012, (EU) Nr. 130/2012, (EU) Nr. 347/2012, (EU) Nr. 351/2012, (EU) Nr. 1230/2012 und (EU) 2015/166 
der Kommission, ABl. L 325 vom 16.12.2019, S. 1.

102 Durchführungsverordnung (EU) 2022/1426 der Kommission vom 5. August 2022 mit detaillierten Regelungen zur Durchführung der Verordnung 
(EU) 2019/2144 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die einheitlichen Verfahren und technischen Spezifikationen für die 
Typgenehmigung des automatisierten Fahrsystems (ADS) vollautomatisierter Fahrzeuge, ABl. L 221 vom 26.8.2022, S. 1.

103 Wiebe/Schucht, NZV 2022, 209, 210; Nach Art. 2 Abs. 1 der EU-Typgenehmigungsverordnung gilt diese auch für Anhänger der Klasse O und für 
Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten sowie für Teile und Ausrüs-tungen, die für Kraftfahrzeuge der Klasse M und N und 
deren Anhänger konstruiert und gebaut werden.

Produkte für die Verbraucher Rechnung tragen.95 Dem Parallel-
übereinkommen gehören derzeit 41 Vertragsparteien an, neben 
Deutschland und der EU insbesondere auch die USA und Chi-
na.96 Bislang wurden unter dem Parallelübereinkommen 25 
UN-GTRs verabschiedet.97 Die meisten GTRs wurden parallel 
auch im Fahrzeugteileübereinkommen durch entsprechende 
UN-Regelungen umgesetzt,98 so wie es nun auch für die Rege-
lung zu ADS erfolgt ist.99

IV. Bedeutung für das EU-Recht

1. Vergleich mit dem geltenden Rechtsrahmen in der EU

Das Unionsrecht verfügt über verschiedene Verordnungen, die 
Regelungen zum automatisierten Fahren enthalten. Relevant 
sind dabei insbesondere die VO (EU) 2018/858 (EU-Typgeneh-

migungsverordnung),100 die VO (EU) 2019/2144 (Verordnung 
allgemeine Sicherheit)101 und die Durchführungs-VO (EU) 
2022/1426 (ADS-Verordnung). 102

EU-Typgenehmigungsverordnung

Die zentralen Regelungen für die Genehmigung und Marktüber-
wachung von Fahrzeugen der Klasse M und N finden sich in der 
EU-Typgenehmigungsverordnung.103 Die Art. 5 ff., 22 ff. der EU-

Typgenehmigungsverordnung sehen eine einheitliche EU-Typge-
nehmigung für Straßenverkehrsfahrzeuge vor, die vom Hersteller 
des Fahrzeugs zu beantragen ist und eine Voraussetzung für die 
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Zulassung, den Handel und die Inbetriebnahme des Fahrzeugs in 
der EU darstellt.104 Nach Art. 41 Abs. 1 i. V. m. Anhang V Teil A Nr. 1 
der EU-Typgenehmigungsverordnung ist es möglich für vollauto-
matisierte Fahrzeuge eine EU-Kleinserien-Typgenehmigung zu 
erhalten.105 Dabei darf für die Anzahl der Einheiten eines Fahr-
zeugtyps, die jährlich in der Union zugelassen, auf dem Markt be-
reitgestellt oder in Betrieb genommen werden können die Stück-
zahl von 1.500 pro Jahr nicht überschreiten und das Fahrzeug 
muss mindestens die technischen Anforderungen aus Anhang II 
Teil 1 Anlage 1 Tabelle 2 erfüllen.

104 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 12.

105 Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestags, WD 7 - 3000 - 045/23, S. 20; Auf der Grundlage von Art. 41 Abs. 5 der EU-
Typgenehmigungsverordnung wurde die Durchführungsverordnung (EU) 2022/2236 der Kommission vom 20. Juni 2022 zur Änderung 
der Anhänge I, II, IV und V der Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die technischen 
Anforderungen an in unbegrenzter Serie hergestellte Fahrzeuge, an in kleiner Serie hergestellte Fahrzeuge, an in kleiner Serie hergestellte 
vollautomatisierte Fahrzeuge und an Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung sowie in Bezug auf die Softwareaktualisierung erlassen. 
Diese hat durch eine Änderung von Tabelle 2 in Anhang II der EU-Typgenehmigungsverordnung dazu geführt, dass weltweit erstmals 
die Erteilung einer Typgenehmigung für vollautomatisierte Fahrzeuge möglich ist; Malzhacker, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche 
Intelligenz, 2. Teil § 3 J. Rn. 46.

106 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 12.

107 Beck, in: Leupold/Wiebe/Glossner, IT-Recht, Teil 9.2 Rn. 52.

108 SAE-Level beschreiben die Stufen, die das assistierte, automatisierte und autonome Fahren entsprechend des SAE-Standards J3016 
klassifizieren; Kraftfahrt-Bundesamt, Automatisierungsstufen, abrufbar unter: https://www.kba.de/DE/Themen/Marktueberwachung/
Produktpruefungen/Pruefinhalte/AutomatisiertesAutonomesFahren/Automatisierungsstufen/Automatisierungsstufen_node.html.Ein Kfz 
mit Level 3 bezeichnet nach Art. 3 S. 2 Nr. 21 VO (EU) 2019/2144 („automatisiertes Fahrzeug“) ein Kraftfahrzeug, das so konstruiert und 
gebaut ist, dass es sich über bestimmte Zeiträume hinweg autonom ohne kontinuierliche Überwachung durch einen Fahrer fortbewe-gen 
kann, bei dem allerdings nach wie vor ein Eingreifen des Fahrers erwartet wird oder erforderlich ist. Ein Kfz mit Level 4/5 ist nach Art. 3 S. 2 
Nr. 22 VO (EU) 2019/2144 („vollautomatisiertes Fahrzeug“) ein Kraftfahrzeug, das so konstruiert und gebaut ist, dass es sich autonom ohne 
Überwachung durch einen Fahrer fortbewegen kann.

109 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 39.

110 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 39.

111 Erwägungsgrund Nr. 1 der ADS-Verordnung.

112 Malzhacker, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche Intelligenz, 2. Teil § 3 J. Rn. 34.

113 Erwägungsgrund Nr. 1 der ADS-Verordnung.

114 Malzhacker, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche Intelligenz, 2. Teil § 3 J. Rn. 37.

Die Verordnung bezieht sich bei den Anforderungen für die EU-
Typgenehmigung in Art. 57 und Anhang II sowie bezüglich der 
Frage der Gleichwertigkeit von Standards in Art. 58, Anhang II 
Teil II auf die UN-Regelungen.106 Dadurch werden die UN-Re-
gelungen zu den entscheidenden Voraussetzungen für die Ertei-
lung von EU-Typgenehmigungen.107 Sollte die EU die UN-Rege-
lung zu ADS annehmen, könnte auch dieser über die Verweise 
relevant für den Erhalt einer Typgenehmigung werden.

Verordnung allgemeine Sicherheit

Daneben enthält die Verordnung allgemeine Sicherheit Anfor-
derungen für die Typgenehmigung von Fahrzeugen und nimmt 
dabei auch ADS in den Blick. In Art. 3 S. 2 Nr. 21 und Nr. 22 der 
Verordnung allgemeine Sicherheit werden die Merkmale von 
Fahrzeugen mit SAE-Level 3 („automatisierte Fahrzeuge“) und 
SAE-Level 4 bis 5 („vollautomatisierte Fahrzeuge“) definiert.108 
Die Verordnung schafft die Voraussetzungen für die Genehmi-
gung dieser Fahrzeuge und knüpft dabei an die UN-Regelungen 
an.109 Die Art. 4 Abs. 2 und Abs. 3, Art. 12 und Anhang I, Art. 4 

Abs. 5 und Abs. 6, Art. 12 und Anhang II der Verordnung allge-
meine Sicherheit verweisen für die Genehmigungsfähigkeit auf 
verschiedene UN-Regelungen und gestatten der EU-Kommis-
sion diese Verweise zu aktualisieren.110 Durch den Verweis in 
Anhang I der Verordnung allgemeine Sicherheit auf die bereits 
erlassene UN-Regelung Nr. 157 zu ALKS soll die Genehmigung 
von automatisierten Fahrsystemen mit SAE-Level 3 abgedeckt 
werden.111 Über diesen Verweis-Mechanismus könnte zukünf-
tig auch die UN-Regelung zu ADS relevant werden.

ADS-Verordnung

Die umfangreichsten Regelungen zu ADS im Unionsrecht fin-
den sich – wie der Name bereits vermuten lässt – in der ADS-
Verordnung. Die Verordnung wurde auf der Grundlage von Art. 
11 Abs. 2 der Verordnung allgemeine Sicherheit erlassen, um 
die bis dahin bestehende Regelungslücke für die Funktionali-
tät von Level 4 Fahrzeugen zu beheben.112 Aus diesem Grund 
soll die ADS-Verordnung auch nur die Genehmigung vollauto-
matisierter Fahrsysteme (SAE-Level 4) und nicht die Genehmi-

gung automatisierter Fahrsysteme (SAE-Level 3) betreffen.113 
Die Anforderungen der ADS-Verordnung stellen weitestgehend 
eine Umsetzung der NATM-Genehmigungsmethode dar (New 
Assessment/Test Method).114 Diese verfolgt einen fünfstufigen 
Ansatz, der folgende Schritte enthält:

1. einen Fahrttest im realen Straßenverkehr,
2. einen physischen Zertifizierungstest für besonders 
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kritische Situationen,
3. einen virtuellen Test,
4. verschiedene Audits (z.B. zum Sicherheitskonzept und 

dem SMS) sowie
5. ein ISMR.115

Die Anwendung der NATM-Genehmigungsmethode führt 
dazu, dass die ADS-Verordnung eine große Ähnlichkeit zu der 
UN-Regelung Nr. 157 zu ALKS aufweist, die ebenfalls zum Teil 
von dieser Methode geprägt wurde.116

Die ADS-Verordnung enthält technische Vorgaben für die Typ-
genehmigung von ADS unter bestimmten Voraussetzungen:117 
Sie betrifft nach Art. 1 vollautomatisierte Fahrzeuge einschließ-
lich Fahrzeuge mit dualem Fahrmodus (vollautomatisiert/ma-
nuell) in festgelegten Gebieten, auf festgelegten Strecken oder 
bei Fahrzeugen mit einem ADSF beim automatisierten Par-
ken innerhalb einer ODD. Die ADS-Verordnung geht in Art. 2 
Nr. 24 und Nr. 25 von einer menschlichen Rückfallebene aus, 
die sich auch außerhalb des Fahrzeugs befinden kann, und er-
möglicht dadurch einen Betrieb mit Fahrzeugen entsprechend 
SAE-Level 4.118

Der Anwendungsbereich unterscheidet sich somit von dem der 
GTR und der UN-Regelung zu ADS. Während die ADS-Verord-
nung eine Begrenzung des vollautomatisierten Fahrens auf zu-
vor festgelegte räumlich begrenzte Bereiche vorsieht, besteht 
eine Eingrenzung der Nutzung des ADS in den UN-Regelungen 
nur bei Verlassen der ODD-Grenzen. Dass jedoch auch die ODD 
eine räumliche Komponente enthält, zeigt sich in verschiede-
nen Vorgaben der UN-Regelungen, etwa der Pflicht des Her-
stellers im Rahmen der Systembeschreibung den vorgesehenen 
Einsatzbereich (z.B. Hoheitsgebiete oder geographische Ein-
schränkungen) zu beschreiben119 oder der Möglichkeit der Ge-
nehmigungsbehörde das Hoheitsgebiet einer Vertragspartei des 
Fahrzeugteileübereinkommens aus der ODD auszugrenzen.120

Dagegen ähneln sich die Regelungswerke bei den Begriffsbe-
stimmungen. Auch die ADS-Verordnung enthält in Art. 2 zahl-
reiche Definitionen, die im Ergebnis denen der UN-Regelungen 
entsprechen, etwa für das ADS, ein ADSF, die DDT, die ODD und 
den MRC.

115 Malzhacker, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche Intelligenz, 2. Teil § 3 J. Rn. 9.

116 Malzhacker, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche Intelligenz, 2. Teil § 3 J. Rn. 36, 14.

117 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 40.

118 von Ungern-Sternberg/Gitzen, in: Oppermann/Buck-Heeb, Autonomes Fahren, Kap. 2.7.2 Rn. 40.

119 Ziff. 5.3.1.3. der GTR bzw. Ziff. 7.3.1.3. der UN-Regelung.

120 Ziff. 4.5.2.1.(b) der UN-Regelung.

121 Anhang II Nr. 7.1. ADS-Verordnung.

122 Ziff. 3.1. der GTR bzw. Ziff. 5.1. der UN-Regelung.

123 Anhang II Nr. 1.1. ADS-Verordnung.

124 Anhang II Nr. 1. ADS-Verordnung

125 Ziff. 4.1.2. der GTR.

126 Anhang II Nr. 9. ADS-Verordnung.

127 Anhang III Teil 2 Nr. 5. ADS-Verordnung.

128 Anhang III Teil 2 Nr. 5.1., 5.4.1. und 5.6. ADS-Verordnung.

Schaut man auf die prägenden inhaltlichen Vorschriften der 
GTR bzw. der UN-Regelung, ergibt sich bei einem Vergleich mit 
der ADS-Verordnung folgendes Bild:

In Bezug auf das erforderliche Sicherheitsniveau enthält die 
ADS-Verordnung wie auch die UN-Regelungen die Vorgabe, 
dass das vollautomatisierte Fahrzeug keine unverhältnismä-
ßigen Sicherheitsrisiken für Fahrzeuginsassen und andere 
Verkehrsteilnehmenden verursachen darf.121 Die UN-Regelun-
gen werden insofern jedoch konkreter, als dass sie verlangen, 
dass das Sicherheitsniveau von ADS mindestens dem Niveau 
eines kompetenten und vorsichtigen menschlichen Fahrers 
entsprechen muss.122

Wie auch die UN-Regelungen verlangt die ADS-Verordnung, 
dass das ADS die Fähigkeit zur Ausführung der gesamten 
DDT innerhalb der ODD besitzen muss.123 Dabei muss das ADS 
befähigt sein die Verkehrsregeln einzuhalten, sein Verhalten an 
die Verkehrsbedingungen und Sicherheitsrisiken anzupassen, 
vorausschauend mit anderen Verkehrsteilnehmenden zu inter-
agieren und dem Schutz von Menschenleben höchste Priorität 
einzuräumen.124 Dies deckt sich weitestgehend mit den Anfor-
derungen der UN-Regelungen, wobei diese keine ausdrückliche 
Priorisierung des Schutzes von Menschenleben vorsehen.125

In Bezug auf die Anforderung der UN-Regelungen zur Ausstat-
tung des Fahrzeugs mit einem DSSAD enthält die ADS-Verord-
nung keine entsprechend ausdrückliche Vorgabe. Jedoch be-
stehen auch hier Verpflichtungen zur Aufzeichnung von Daten, 
die denen der UN-Entwürfe inhaltlich gleichen.126

Auch kennt die ADS-Verordnung ein SMS.127 Die Ausgestal-
tung des SMS in der ADS-Verordnung ist jedoch wesentlich 
knapper gehalten und stärker verfahrensbezogen, wohinge-
gen die UN-Regelungen deutlich breiter und operativer aus-
gestaltet sind. Während sich die Regelungen zum SMS in der 
ADS-Verordnung wesentlich mit dem Nachweis des SMS durch 
den Hersteller gegenüber den Typgenehmigungsbehörden be-
fassen,128 beschreiben die UN-Regelungen mit ihren Anfor-
derungen an die Sicherheitspolitik, das Risikomanagement 
und das Produktionsmanagement ein umfassenderes Rah-
menwerk. Dafür enthält die ADS-Verordnung Anforderun-
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gen an das ISMR, die denen der UN-Regelungen inhaltlich 
weitestgehend entsprechen.129

Bezüglich der Testmethoden unterscheidet auch die ADS-Ver-
ordnung zwischen Simulationen, Manövern auf einer Test-
strecke und Fahrtests im realen Straßenverkehr.130 Bei dem 
vom Hersteller zu erbringenden Nachweis der Glaubwürdig-
keit der Testmethoden ist die ADS-Verordnung jedoch anders 
strukturiert. Sie sieht ebenfalls vor, dass der Hersteller Nach-
weise über die Eignung der virtuellen Tests erbringen muss.131 
Bezüglich der Eignung der Strecken- und Praxistests enthält 
die ADS-Verordnung keine explizit aufgeführten Nachweis-
pflichten des Herstellers. Dennoch muss der Hersteller durch 
Tests nachweisen, dass das ADS leistungs- und funktionsfähig 
ist, wobei die Testbedingungen repräsentativ sein müssen und 
die Ergebnisse dokumentiert werden müssen.132 Im Ergebnis 
unterscheiden sich somit nicht die Anforderungen an die Tests, 
sondern nur an die Form der zu erbringenden Nachweise.

In Bezug auf den Sicherheitsnachweis, enthält die ADS-Ver-
ordnung keine Regelungen, die denen der UN-Regelungen 
vollständig entsprechen. Zwar sieht auch die ADS-Verordnung 
vor, dass der Hersteller ein Sicherheitskonzept vorlegt, dass 

129 Anhang III Teil 2 Nr. 5.4. und 5.5. ADS-Verordnung.

130 Vgl. Anhang III Teil 3 Nr. 8. ADS-Verordnung.

131 Anhang III Teil 2 Nr. 4.2, Teil 4. ADS-Verordnung.

132 Anhang III Teil 3 ADS-Verordnung.

133 Anhang III Teil 2 Nr. 2.1. ADS-Verordnung.

134 Vgl. Ziff. 5.2. der GTR bzw. Ziff. 7.2. der UN-Regelung und Anhang III TEIL 2 Ziff. 3.5. ADS-Verordnung.

135 Vgl. Anhang III („Konformitätsbewertung“).

136 Anhang III Teil 2 ADS-Verordnung.

137 Anhang III Teil 2 Nr. 3.5.5.4., Nr. 3.5.5.5. und Nr. 4 ADS-Verordnung.

138 Anhang III Teil 4 Nr. 1.3. ADS-Verordnung.

139 Nach Einschätzung der Kanzlei RÖDL ist damit nicht vor Anfang 2027 zu rechnen; Stegemann, UNECE schafft das erste globale Regelwerk für 
autonomes Fahren, 8.7.2026, abrufbar unter: https://www.roedl.com/insights/erstes-globales-regelwerk-autonomes-fahren/.

140 Vgl. Durchführungsverordnung (EU) 2026/481 der Kommission vom 3. März 2026 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/1426 mit detaillierten Regelungen zur Durchführung der Verordnung (EU) 2019/2144 des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf die einheitlichen Verfahren und technischen Spezifikationen für die Typgenehmigung des automatisierten Fahrsystems 
vollautomatisierter Fahrzeuge.

Maßnahmen beschreibt, die die Funktionalität des ADS in der 
ODD und die Risikofreiheit für die inner- und außerhalb des 
Fahrzeugs befindlichen Personen sicherstellen,133 wobei sich 
die Anforderungen in ihren den Details unterscheiden.134 Je-
doch erfolgt die Ausgestaltung des Sicherheitsnachweises in 
den UN-Regelungen deutlich hervorgehobener. Insbesondere 
die dort eingeführte Struktur von Behauptung, Argument und 
Nachweis findet in der ADS-Verordnung kein Äquivalent.

Für erforderliche Konformitätsbescheinigungen und Audits 
enthält die ADS-Verordnung ebenfalls detaillierte Regelun-
gen,135 etwa das Erfordernis einer Konformitätsbescheinigung 
des SMS durch die Typgenehmigungsbehörde, die eine behörd-
liche Prüfung durch qualifizierte Personen voraussetzen,136 die 
Bewertung des Sicherheitskonzepts durch die Typgenehmi-
gungsbehörde (z.B. durch die Durchführung von Tests)137 oder 
die Überprüfung der Glaubwürdigkeit der Verwendung virtuel-
ler Werkzeugketten für die Validierung des ADS durch die Typ-
genehmigungsbehörde.138 Die sich ergebenden Unterschiede 
bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Regelungswerke folgen 
bereits aus den genannten divergierenden Anforderungen an 
den Hersteller.

2. Auswirkungen auf das EU-Recht

Insbesondere der Vergleich mit der ADS-Verordnung zeigt, dass 
sich die wesentlichen Inhalte der UN-Entwürfe bereits zuvor 
im Unionsrecht widergespiegelt haben. Dies dürfte darauf zu-
rückzuführen sein, dass sowohl die UN-Regelungen als auch 
die ADS-Verordnung durch die NATM-Genehmigungsmethode 
geprägt sind. Dennoch unterscheiden sich die Regelungen in 
ihren Details. Die UN-Regelungen sind zum Teil anders aufge-
baut, vor allem aber sind die genannten Anforderungen viel-
fach deutlich weiter ausdifferenziert.

Nach der Annahme der UN-Regelung zu ADS von den zustän-
digen Gremien der UN, könnte die EU nun durch Verweise in 
der Verordnung allgemeine Sicherheit und der EU-Typgeneh-
migungsverordnung dafür sorgen, dass die Regelungen zur 

Voraussetzung der Erteilung einer Typgenehmigung in der EU 
werden.139 Die Vorgaben wären somit von den Herstellern und 
den Behörden unmittelbar zu beachten. Durch die parallele Re-
gulierung von ADS in einer UN-Reglung und einer GTR können 
zahlreiche Staaten die Regelungen umsetzen, was den weltwei-
ten Handel von Fahrzeugen mit ADS erheblich ausbauen dürfte.

In Bezug auf die ADS-Verordnung ist zu erwarten, dass im Falle 
der Annahme der UN-Regelung durch die EU eine Anpassung 
erfolgen wird. Bereits im März 2026 wurde die ADS-Verord-
nung zum ersten Mal geändert,140 um das Unionsrecht an die 
technologischen und regulatorischen Entwicklungen im Be-
reich des automatisierten Parkens anzupassen, insbesonde-
re durch die UN-Regelungen Nr. 79 zu Lenkanlagen und die 



Rechtliche Neuerungen im Bereich der Nutzung von Abwärme aus Rechenzentren

12

UN-Regelung Nr. 13/13-H zu Bremssystemen.141 Damit sich der 
Rechtsrahmen der Union im Bereich von ADS auch in Zukunft 

141 Erwägungsgründe Nr. 2, 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2026/481.

142 Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 23. Februar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 46) geändert worden ist.

143 Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung vom 24. Juni 2022 (BGBl. I S. 986), die durch Artikel 10 der Verordnung vom 
20. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 199) geändert worden ist.

144 Vgl. die Fußnote zu Ziff. 2.1. der GTR bzw. der UN-Regelung.

145 § 7 Abs. 1 AFGBV.

146 § 1d Abs. 2 StVG.

147 § 1d Abs. 4 StVG.

148 § 1d Abs. 3 StVG.

149 Hierbei beschränkt sich der Vergleich auf Fahrsysteme entsprechend SAE-Level 4.

150 Anlage 1 Teil 2 Nr. 10. AFGBV.

dem der UNECE angleicht, wäre eine weitere Anpassung der 
ADS-Verordnung erforderlich.

V. Bedeutung für das deutsche Recht

1. Vergleich mit dem geltenden Rechtsrahmen in Deutschland

Auch im deutschen Recht gibt es bereits rechtliche Bestimmun-
gen zu Fahrsystemen entsprechend SAE-Level 3 und 4. Systeme 
entsprechend Level 3 werden in den §§ 1a, 1b des Straßenver-
kehrsgesetzes (StVG)142 adressiert, wobei das StVG bei Level 
3 Systemen bereits von „hoch- oder vollautomatisierten Fahr-
funktionen“ spricht (im EU-Recht werden diese als „automa-
tisierte Fahrzeuge“ bezeichnet). Systeme entsprechend Level 
4 werden in den §§ 1d bis 1l StVG und der Autonome-Fahrzeu-
ge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung (AFGBV)143 gere-
gelt. Diese Fahrzeuge bezeichnet das deutsche Recht als „Fahr-
zeuge mit autonomer Fahrfunktion“ (das EU-Recht verwendet 
dafür den Begriff „vollautomatisierte Fahrzeuge“).

Der Betrieb von Fahrzeugen entsprechend SAE-Level 3 ist nach 
§ 1a Abs. 1, Abs. 3 StVG zulässig, wenn die automatisierte Fahr-
funktion bestimmungsgemäß verwendet wird und das Fahr-
zeug zugelassen ist. Es gibt also keine Einschränkung der Fahr-
zeugklasse oder des Betriebsbereichs bzw. der ODD.

Fahrzeuge entsprechend SAE-Level 4 dürfen nach § 1e Abs. 1 S. 
1 StVG betrieben werden, wenn das Fahrzeug den genannten 
technischen Voraussetzungen des StVG entspricht, eine Be-
triebserlaubnis erteilt wurde, eine Betriebsbereichsgenehmi-
gung vorliegt und das Fahrzeug zugelassen ist. Genau wie das 
EU-Recht enthält also auch das deutsche Recht eine räumliche 
Einschränkung des Betriebsbereichs und ist damit enger ge-
fasst als die UN-Regelungen.

Im Gegensatz zu den UN-Regelungen und dem EU-Recht 
enthält das deutsche Recht keine ausführlichen Begriffsbe-
stimmungen. Ein Unterscheid besteht bereits darin, dass die 
UN-Regelungen ADS zunächst einheitlich für Level 3 bis 5 de-
finieren und erst später zwischen verschiedenen ADSF unter-
scheiden,144 während das deutsche Recht in § 1a bzw. § 1d StVG 
von vorneherein unterschiedliche Definitionen für Level 3 und 

Level 4-Fahrzeuge trifft. Allen Definitionen liegt aber einheit-
lich die Anforderung zugrunde, dass die Fahrfunktion in der 
Lage sein muss, die Fahraufgabe selbstständig zu bewältigen. 
Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass das deutsche 
Recht nicht die ODD definiert aber dafür den Betrieb auf einen 
bestimmten Betriebsbereich begrenzt.145 Dieser stellt einen 
örtlich und räumlich bestimmten öffentlichen Straßenraum 
dar, in dem ein Kraftfahrzeug mit autonomer Fahrfunktion bei 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 1e Abs. 1 StVG betrie-
ben werden darf.146 Auch die für die UN-Entwürfe zentrale De-
finition der DDT findet im deutschen Recht keine Spiegelung. 
Dafür ist im deutschen Recht die Definition des risikominima-
len Zustands deutlich spezifischer. Dieser beschreibt einen Zu-
stand, in dem sich das Fahrzeug auf eigene Veranlassung oder 
auf Veranlassung der Technischen Aufsicht (TA) an einer mög-
lichst sicheren Stelle in den Stillstand versetzt und die Warn-
blinkanlage aktiviert, um unter angemessener Beachtung der 
Verkehrssituation die größtmögliche Sicherheit für die Fahr-
zeuginsassen, andere Verkehrsteilnehmende und Dritte zu ge-
währleisten.147 Auch die im StVG und der AFGBV zentral gere-
gelte TA, eine natürliche Person, die das Fahrzeug während des 
Betriebs deaktivieren und Fahrmanöver freigeben kann,148 ist 
ein Spezifikum des deutschen Rechts.

In Bezug auf die prägenden technischen Regelungen der UN-
Entwürfe, zeigt ein Vergleich mit dem deutschen Recht, dass 
oft Regelungen bestehen, die sich funktional ähneln aber keine 
eins zu eins-Entsprechung finden.149

Wie auch die UN-Entwürfe enthält das deutsche Recht An-
forderungen an das Sicherheitsniveau des Fahrsystems. Im 
Rahmen von Tests muss der Nachweis möglich sein, dass das 
Maß an Sicherheit des Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion 
höher ist als das Maß an Sicherheit bei Fahrzeugen, die von 
Personen geführt werden.150 Damit gehen die Anforderungen 
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an das Sicherheitsniveau des deutschen Rechts über die der 
UN-Entwürfe hinaus, nach denen das Sicherheitsniveau des 
ADS „nur“ mindestens dem eines vorsichtigen menschlichen 
Fahrers entsprechen muss und daher auch ein gleichwertiges 
Sicherheitsniveau ausreicht.

Zudem sieht die AFGBV verpflichtend vor, dass das Fahrzeug in 
der Lage sein muss, die dynamische Fahraufgabe im geneh-
migten Betriebsbereich selbstständig in allen Situationen 
sicher zu erfüllen. Dabei muss sich die Ausrichtung des Fahr-
verlaufs am veränderlichen Umfeld des Fahrzeugs orientieren 
und die Übereinstimmung mit gesetzlichen Vorgaben sicher-
gestellt sein. Außerdem muss der Sicherheit aller Verkehrsteil-
nehmenden, aller unbeteiligten Dritten und aller Fahrzeugin-
sassen die höchste Priorität bei der Erfüllung der Fahraufgabe 
eingeräumt werden und das Fahrzeug muss auf unerwartete 
Ereignisse angemessen reagieren, auch wenn diese plötzlich 
auftreten.151 Trotz der sprachlichen Unterschiede deckt sich der 
Inhalt der Regelung mit dem Gedanken der UN-Regelungen be-
züglich der DDT. Die dort vorgesehene Unterscheidung der ver-
schiedenen Situationen (normal, kritisch, Fehler) findet sich im 
deutschen Recht zwar nicht ausdrücklich wieder. Beide einen 
sich jedoch in der Voraussetzung, dass sich das Fahrzeug bei Er-
reichen der Betriebsbereichsgrenzen bzw. der ODD-Grenzen in 
einen risikominimalen Zustand versetzen muss.152

In Bezug auf die Datenspeicherung unterscheiden sich die 
Regelungen im deutschen Recht etwas von den UN-Regelun-
gen. Nach deutschem Recht muss das autonome Fahrzeug mit 
einem digitalen Datenspeicher ausgestattet sein, der im Falle 
des Eingreifens der Technischen Aufsicht, bei Konfliktszenari-
en (z.B. Unfällen), nicht planmäßigen Spurwechseln oder Aus-
weichen sowie bei Störungen im Betriebsablauf verschiedene 
Daten speichern muss, etwa die Aktivierung und Deaktivierung 
der autonomen Funktion, Systemüberwachungsdaten ein-
schließlich Daten zum Softwarestand oder von extern an das 
Kraftfahrzeug gesendete Befehle und Informationen.153 Inso-
fern ähneln sich zwar die Aufzeichnungselemente, der Umfang 
der Aufzeichnungspflicht wird durch die UN-Regelungen aber 
deutlich ausgeweitet, da die erforderlichen Daten nicht nur in 
besonderen Fällen aufgezeichnet werden müssen, sondern so-
bald das ADS aktiviert wurde.

Auch in Bezug auf das nach den UN-Entwürfen erforderliche 
SMS, das ISMR und den Sicherheitsnachweis verfolgt das 
deutsche Recht keinen so geschlossen Ansatz wie die UN-Re-
gelungen. Zwar verpflichtet auch die AFGBV den Hersteller zur 
Erstellung eines Sicherheitskonzepts, das eine Gefährdungs-

151 Anlage 1 Teil 1 Nr. 1. AFGBV.

152 Anlage 1 Teil 4 Nr. 14.2. AFGBV, Ziff. 4.1.5. der GTR bzw. Ziff. 6.1.5. der UN-Regelung.

153 § 1g Abs. 1, Abs. 2 StVG, Anlage 1 Teil 3 Nr. 13., Anlage 2 AFGBV.

154 § 12 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Anlage 1 Teil 1 Nr. 7.2, Anlage 3 Nr. 3, Anlage 1 Teil 2 Nr. 10 AFGBV.

155 Anlage 1 Teil 2 Nr. 10.2 AFGBV.

156 Anlage 1 Teil 2 Nr. 11. Abs. 2 AFGBV.

157 Anlage 1 Teil 2 Nr. 11 Abs. 3 AFGBV.

158 Anlage 1 Teil 2 Nr. 10. AFGBV.

analyse, Dokumentationen, Prüfungen und Nachweise um-
fasst.154 Hier zeigt sich jedoch der unterschiedliche Ansatz des 
deutschen Rechts im Vergleich zu den UN-Regelungen. Wäh-
rend die genannten Merkmale in den UN-Regelungen zentrale 
Bedeutung haben, enthält das deutsche Recht zwar ebenfalls 
inhaltliche Vorgaben an das Sicherheitskonzept, die Dokumen-
tation und die Nachweisführung des Herstellers. Anstatt jedoch 
das gesamte Regelwerk daran auszurichten, finden sich die ent-
sprechenden Regelungen eher verstreut wieder und bilden so 
einen weniger strukturierten Rahmen.

Beim Nachweis der Glaubwürdigkeit der Testmethoden zei-
gen sich ebenfalls Unterschiede zwischen den deutschen und 
den UN-Regelungen. Zwar differenziert auch das deutsche 
Recht zwischen Fahrtests im realen Straßenverkehr, der Durch-
führungen von Fahrmanövern auf einem Testgelände und Si-
mulationen.155 Wie schon das Unionsrecht enthält die AFGBV 
allerdings keine so umfangreichen Regelungen zum Nachweis 
der Glaubwürdigkeit der Testmethoden, wie die UN-Regelun-
gen sie nun vorschreiben. Die AFGBV sieht vor, dass Simulati-
onswerkzeuge validiert werden müssen, also kein signifikanter 
Unterschied zwischen Kennwerten aus Simulation und Fahr-
versuch bestehen darf.156 Die Durchführung einer Simulations-
prüfung ist dabei nicht nur für gefährliche Szenarien, sondern 
auch für jede beschriebene Anforderung der AFGBV, die im 
vorgesehenen Betriebsbereich für den autonomen Fahrbetrieb 
entsprechend der beantragten Betriebserlaubnis relevant ist, 
verpflichtend.157 Bezüglich der Eignung von Strecken- und Pra-
xistests enthält die ADS-Verordnung keine explizit aufgeführ-
ten Nachweispflichten des Herstellers. Dennoch muss er gegen-
über dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) begründen, dass die 
Testfälle eine ausreichende Testabdeckung für alle Szenarien, 
Testparameter und Umwelteinflüsse bieten und sie geeignet 
sind nachzuweisen, dass das Maß an Sicherheit des Kraftfahr-
zeugs mit autonomer Fahrfunktion höher ist als das Maß an Si-
cherheit bei Fahrzeugen, die von Personen geführt werden.158 
Wie schon der Vergleich der UN-Regelungen mit dem Unions-
recht gezeigt hat, liegt der wesentliche Unterschied damit nicht 
bei den Anforderungen an die Tests selbst, sondern vor allem an 
die Form der zu erbringenden Nachweise.

Neben der Prüfung der Einhaltung der technischen Anforde-
rungen durch den Hersteller ermächtigt die AFGBV das KBA 
oder die zuständige Behörde bzw. von diesen benannte geeig-
nete Personen/Stellen (z.B. Sachverständige) außerdem zur 
Durchführung verschiedener teils verpflichtender Prüfungen 
und Kontrollen, etwa bezüglich der Einhaltung des Sicher-
heitskonzepts, der Voraussetzungen der Betriebserlaubnis und 
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der Geeignetheit des Betriebsbereichs.159 Die sich ergebenden 
Unterschiede bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Rege-
lungswerke folgen auch hier, wie schon im EU-Recht, aus den 
genannten divergierenden Anforderungen an den Hersteller.

Bezüglich des Genehmigungsverfahrens treffen die 
§ 1e Abs. 4 StVG, §§ 3, 4, 7 ff. AFGBV Vorschriften für 
das Verfahren der Erteilung der Betriebserlaubnis und 
der Betriebsbereichsgenehmigung.

Wie nach der UN-Regelung muss der Hersteller die Erteilung 
der Betriebserlaubnis beantragen und dabei bestimmte Unter-
lagen einreichen.160 Die Genehmigung wird vom KBA erteilt, 
wenn die erforderlichen Erklärungen und Unterlagen vor-
liegen und diese sowie das Fahrzeug den Anforderungen der 
AFGBV entsprechen.161 Veränderungen am Fahrzeug bedürfen 
vor ihrer Verwendung ebenfalls der Genehmigung durch das 
KBA.162 Als nationale Regelungen enthalten das StVG und die 
AFGBV im Gegensatz zu der international ausgerichteten UN-
Regelung keine Vorgaben zum grenzüberschreitenden Verkehr 
der Fahrzeuge.

159 §§ 3 Abs. 3 bis 7, 4 Abs. 4, 9 Abs. 3 AFGBV.

160 § 1e Abs. 4 StVG, § 3 Abs. 1 AFGBV; Ziff. 3.2. der UN-Regelung.

161 § 1e Abs. 4 StVG, § 4 Abs. 1 AFGBV.

162 § 4 Abs. 5 AFGBV.

163 §§ 7, 8 AFGBV.

164 § 13 Abs. 1 AFGBV.

165 § 14 Abs. 1 und 3 AFGBV.

Dafür enthalten § 1f StVG, §§ 12 ff. AFGBV nicht nur Anforde-
rungen an den Hersteller, sondern auch an die Genehmigung 
des Betriebsbereichs, den Halter und die TA, die in den UN-
Regelungen keine Entsprechung finden. Nach dem deutschen 
Recht darf das autonome Fahrzeug nur in einem vom Halter 
festgelegten Betriebsbereich fahren, der zuvor behördlich ge-
nehmigt wurde.163 Eine solche Einschränkung sehen die GTR 
und die UN-Regelung nicht vor. Auch der Halter wird in der 
UN-Regelung nicht in die Pflicht genommen, während ihn 
im deutschen Recht verschiedene Aufgaben, wie die Gewähr-
leistung der regelmäßigen Überprüfung des Fahrzeugs oder 
der Durchführung der täglichen Abfahrkontrolle obliegen.164 
Die TA treffen nach deutschem Recht umfangreiche Qualifi-
kationsanforderungen und Aufsichtspflichten bei Betrieb des 
Fahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion.165 Auch diesbezüglich 
finden sich keine vergleichbaren Anforderungen in den UN-Re-
gelungen wieder. Diese Unterschiede resultieren aus den unter-
schiedlichen Regelungszielen, da die UN-Regelungen sich auf 
technische Vorgaben beschränken und die betrieblichen Abläu-
fe nicht regeln.

2. Auswirkungen auf das deutsche Recht

Der Vergleich der UN-Regelungen mit dem deutschen Recht 
zeigt, dass diese einen unterschiedlichen Ansatz verfolgen. 
Während die UN-Regelungen einen technischen Fokus auf das 
ADS, den Hersteller und die von diesem zu erbringenden Si-
cherheitsnachweise legen, nimmt das deutsche Recht auch den 
Halter und die TA für die Gewährleistung der Betriebssicherheit 
in die Pflicht.

Sollte die UN-Regelung wie erwartet von der EU zur Vorausset-
zung der Erteilung einer Typgenehmigung in der EU werden, 
wären die dort getroffenen technischen Voraussetzungen bei 
der Beantragung einer Typgenehmigung von den Herstellern 
eines Fahrzeugs mit ADS und den Behörden in der EU und da-
mit auch in Deutschland unmittelbar zu beachten.

Dennoch werden nach derzeitigem Stand die nationalen be-
trieblich geprägten Vorschriften zur Genehmigung des Be-

triebsbereichs, den Pflichten des Halters und der TA, etc. weiter 
Anwendung finden, da die neue UN-Regelung nur die techni-
sche Genehmigungsfähigkeit klärt, die betrieblichen Abläu-
fe aber nicht regelt. Hier wird es daher auch weiterhin auf die 
Regelungen aus dem StVG und der AFGBV ankommen. Somit 
wird nach derzeitigem Stand bei Erhalt einer EU-Typgenehmi-
gung gemäß der neuen UN-Regelung auch in Zukunft eine na-
tionale Betriebsbereichsgenehmigung und Fahrzeugzulassung 
einzuholen sein.

Die UN-Regelungen sind daher vor allem für Hersteller relevant, 
die eine Typgenehmigung nach EU-Recht anstreben. Diese 
dürfte sich in Zukunft nach den neuen UN-Regelungen richten.
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VI. Grenzen und Ausblick

166 Vgl. hierzu unter V.1.

167 UNECE, UN announces a global regulation to facilitate safe introduction of self-driving vehicles on public roads worldwide, 6.2.2026, 
abrufbar unter: https://unece.org/sustainable-development/press/un-announces-global-regulation-facilitate-safe-introduction-self.

168 Mackes, Europas schwieriger Weg zum autonomen Fahren, Tagesspiegel Background, 18.2.2026.

169 Mackes, Europas schwieriger Weg zum autonomen Fahren, Tagesspiegel Background, 18.2.2026.

170 Botsch/Huber, Expected impact of the deployment of Automated Vehicles in the EU, S. 11.

Die neue GTR und die parallele UN-Regelung zu ADS stellen ei-
nen wichtigen Schritt zur internationalen Harmonisierung der 
Regulierung von ADS dar.

In Bezug auf die Verwendung unterschiedlicher Begrifflichkei-
ten für die verschiedenen Level der Fahrzeugautomatisierung 
im EU- und deutschen Recht bringen die neuen Regelungen 
zwar keine Klarheit. Sie sprechen allgemein von „automatisier-
ten Fahrsystemen“ und unterscheiden bei den Merkmalen der 
Systeme zwischen „Typ 1“ (mit Fallback-Benutzer) und „Typ 2“ 
(ohne Fallback-Benutzer). Damit können sie die Widersprüche, 
die bei den Begrifflichkeiten zwischen dem EU-Recht und dem 
deutschen Recht bestehen,166  nicht lösen.

Doch schwerer als begriffliche Unstimmigkeiten dürften die 
Schwierigkeiten bei der Erlangung qualifizierter Trainings-
daten wiegen. Trotz der vielen positiven Resonanzen etwa aus 
China, Japan und Europa167 sehen sich die neuen UN-Regelun-
gen in dieser Hinsicht Kritik ausgesetzt. So wird etwa ange-
führt, dass es aufgrund des engen Pfads zwischen bestehenden 
Datenschutzanforderungen und Trainingsbedürfnissen der 
Fahrzeug-KI schwierig sei, den Nachweis zu erbringen, dass 
von dem Fahrzeug kein „unangemessenes Risiko“ ausgehe.168  
Zudem führe die fehlende Datenbasis auch dazu, dass sich die 
Skalierung der Systeme als schwierig gestalte.169

Einen weiteren Wermutstropfen stellt die fehlende unmittelbare 
Anwendbarkeit der UN-Regelungen dar. So kann das nationale 
Recht auch künftig die Ausbreitung von ADS verlangsamen, denn 
die Vertragsstaaten des Fahrzeugteileübereinkommens von 1958 
und des Parallelübereinkommens von 1998 sind nicht verpflichtet 
die neue UN-Regelungen bzw. GTR zu ADS anzunehmen bzw. in 
nationales Recht umzusetzen. Zudem haben viele Staaten eigene 
Genehmigungsverfahren für die Betriebsbereiche, sodass sie die 
konkreten Einsatzbedingungen festlegen können, selbst wenn das 
Fahrzeug bereits über eine Typgenehmigung entsprechend der 
UN-Regelungen verfügt. Diese Fragmentierung stört den grenz-
überschreitenden Verkehr und Handel mit ADS.170

Dennoch stellen die neue GTR und die parallele UN-Regelung 
zu ADS einen bedeutenden Schritt für den Ausbau des weltwei-
ten Handels von automatisierten Fahrzeugen dar. Auch wenn 
der Erlass nicht automatisch dazu führt, dass Fahrzeuge, die den 
UNECE-Anforderungen an ADS entsprechen, auf allen Märkten 
weltweit zugelassen sind, stellt der Erlass einen Meilenstein in 
der Regulierung von ADS dar. Erstmals werden international an-
schlussfähige Anforderungen an die technische Ausstattung von 
automatisierten Fahrzeugen formuliert, die die weltweite Harmo-
nisierung des Zulassungsregimes von Fahrzeugen mit ADS voran-
treiben dürften. Dies bietet vor allem für Hersteller die Möglichkeit 
solche Fahrzeuge zukünftig im großen Stil zu skalieren.



Rechtliche Neuerungen im Bereich der Nutzung von Abwärme aus Rechenzentren

16

Literaturverzeichnis
Botsch, Michael/Huber, Werner: Expected impact of the deployment of Automated Vehicles in the EU – Study on technology, regulation, 

and foresight, Panel for the Future of Science and Technology, Februar 2026.

Bundesministerium für Verkehr: Internationale Harmonisierung der technischen Vorschriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger, 12.1.2026, 
abrufbar unter: https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-tech-
nischen-vorschriften-fuer-kraftfahrzeuge.html.

Chibanguza, Kuuya J./Kuß, Christian/Steege, Hans (Hrsg.): Künstliche Intelligenz, 2. Aufl., Baden-Baden 2026.

connected automated driving Europe: UNECE GRVA Adopts Draft Global Regulation on Automated Driving Systems, 13.2.2026, abrufbar unter: 
https://unece.org/transport/road-transport/working-party-automatedautonomous-and-connected-vehicles-introduction.

Kraftfahrt-Bundesamt: Automatisierungsstufen, abrufbar unter: https://www.kba.de/DE/Themen/Marktueberwachung/Produktprue-
fungen/Pruefinhalte/AutomatisiertesAutonomesFahren/Automatisierungsstufen/Automatisierungsstufen_node.html.

Leupold, Andreas/Wiebe, Andreas/Glossner, Silke (Hrsg.): IT-Recht, 4. Aufl., München 2021.

Mackes, Claudius: Europas schwieriger Weg zum autonomen Fahren, Tagesspiegel Background, 18.2.2026.

Oppermann, Bernd/Buck-Heeb, Petra (Hrsg.): Autonomes Fahren – Rechtshandbuch, 3. Aufl., München 2024.

Stegemann, Till: UNECE schafft das erste globale Regelwerk für autonomes Fahren, 8.7.2026, abrufbar unter: https://www.roedl.com/
insights/erstes-globales-regelwerk-autonomes-fahren/.

UNECE: UNECE adopts first-ever global rules allowing fully autonomous vehicles, 24.6.2026, abrufbar unter: https://unece.org/media/
transport/Vehicle-Regulations/press/414913.

UNECE: Contracting Parties, abrufbar unter: https://unece.org/transport/contracting-parties.

UNECE: Introduction to the (Draft) ADS regulation UNR and GTR, 4.6.2025, S. 4, abrufbar unter: https://unece.org/sites/default/
files/2025-06/ECE-TRANS-WP.1-S-June-18e.pdf.

UNECE: Transport – Vehicle Regulations – FAQ, abrufbar unter: https://unece.org/transport/vehicle-regulations/faq#accordi-
on_26_7_9_29.

UNECE: UN announces a global regulation to facilitate safe introduction of self-driving vehicles on public roads worldwide, 6.2.2026, abrufbar 
unter: https://unece.org/sustainable-development/press/un-announces-global-regulation-facilitate-safe-introduction-self.

UNECE: UN Regulations (Addenda to the 1958 Agreement), abrufbar unter: https://unece.org/un-regulations-addenda-1958-agreement.

UNECE: (WP.29/GRVA) Working Party on Automated/Autonomous and Connected Vehicles (24th session), 19.-23.1.2026, abrufbar un-
ter: https://unece.org/info/events/event/408709.

United Nations Treaty Collection: Status of 16. Agreement concerning the adoption of harmonized technical United Nations Regulations for 
wheeled vehicles, equipment and parts which can be fitted and/or be used on wheeled vehicles and the conditions for recipro-
cal recognition of approvals granted on the basis of these United Nations Regulations, abrufbar unter: https://treaties.un.org/
Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XI-B-16&chapter=11&clang=_en.

United Nations Treaty Collection: Status of 32. Agreement concerning the Establishing of Global Technical Regulations for Wheeled Vehic-
les, Equipment and Parts which can be fitted and/or be used on Wheeled Vehicles, abrufbar unter: https://treaties.un.org/Pages/
ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XI-B-32&chapter=11&clang=_en.

VDA: Wie die UNECE internationalen Handel erleichtert, abrufbar unter: https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie/stan-
dards-und-normung/harmonisierung-von-zulassungsvoraussetzungen.

Wiebe, Gerhard/Schucht, Carsten: Die neue EU-Typgenehmigungsverordnung, NZV 2022, 209-218.

Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestags: Sachstand, Die Zulassung von Kraftfahrzeugen – Vorgaben bei nicht-autonomer, auto-
nomer und automatisierter Fahrfunktion, WD 7 - 3000 - 045/23.

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-techn
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internationale-harmonisierung-der-techn
https://unece.org/transport/road-transport/working-party-automatedautonomous-and-connected-vehicles-
https://www.kba.de/DE/Themen/Marktueberwachung/Produktpruefungen/Pruefinhalte/AutomatisiertesAutonom
https://www.kba.de/DE/Themen/Marktueberwachung/Produktpruefungen/Pruefinhalte/AutomatisiertesAutonom
https://www.roedl.com/insights/erstes-globales-regelwerk-autonomes-fahren/. 
https://www.roedl.com/insights/erstes-globales-regelwerk-autonomes-fahren/. 
https://unece.org/media/transport/Vehicle-Regulations/press/414913. 
https://unece.org/media/transport/Vehicle-Regulations/press/414913. 
 https://unece.org/transport/contracting-parties.
https://unece.org/sites/default/files/2025-06/ECE-TRANS-WP.1-S-June-18e.pdf. 
https://unece.org/sites/default/files/2025-06/ECE-TRANS-WP.1-S-June-18e.pdf. 
https://unece.org/transport/vehicle-regulations/faq#accordion_26_7_9_29. 
https://unece.org/transport/vehicle-regulations/faq#accordion_26_7_9_29. 
https://unece.org/sustainable-development/press/un-announces-global-regulation-facilitate-safe-intro
https://unece.org/un-regulations-addenda-1958-agreement. 
https://unece.org/info/events/event/408709.
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XI-B-16&chapter=11&clang=_en.
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=XI-B-16&chapter=11&clang=_en.
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XI-B-32&chapter=11&clang=_en.
https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XI-B-32&chapter=11&clang=_en.
https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie/standards-und-normung/harmonisierung-von-zulassungsv
https://www.vda.de/de/themen/automobilindustrie/standards-und-normung/harmonisierung-von-zulassungsv



	I.	Einleitung
	II.	Regelungsinhalt
	1.	Anwendungsbereich
	2.	Begriffsbestimmungen
	3.	Allgemeine Anforderungen
	4.	Anforderungen an das ADS
	5.	Anforderungen an den Hersteller
	6.	Konformitätsprüfungen
	7.	Zusätzliche Anforderungen der UN-Regelung
	III.	Geltung im EU-Recht und im nationalen Recht
	IV.	Bedeutung für das EU-Recht

	1.	Vergleich mit dem geltenden Rechtsrahmen in der EU
	2.	Auswirkungen auf das EU-Recht
	V.	Bedeutung für das deutsche Recht

	1.	Vergleich mit dem geltenden Rechtsrahmen in Deutschland
	2.	Auswirkungen auf das deutsche Recht
	VI.	Grenzen und Ausblick
	Literaturverzeichnis



